
 
Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
für ein Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen  
und dem Land Niedersachsen über die Änderung der gemeinsamen 
Landesgrenze 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 15. Februar 2011 den nachste-
henden, durch Kabinettsbeschluss vom 7. Februar 2011 gebilligten und fest-
gestellten Gesetzentwurf dem Landtag zur Beschlussfassung vor. Der Ge-
setzentwurf wird vor dem Landtag von dem Ministerpräsidenten vertreten. 
 
 
 
A. Problem 

 Bereits seit längerer Zeit wird zwischen der hessischen Gemeinde 
Nieste, Landkreis Kassel, und der niedersächsischen Gemeinde Stau-
fenberg, Landkreis Göttingen, über einen Gebietstausch verhandelt. 
Ausgangspunkt für das Bestreben der Gemeinden, eine Grenzände-
rung herbeizuführen, ist, dass sowohl die gesamten Sportanlagen als 
auch die Kreisschulturnhalle und das Regenrückhaltebecken der Ge-
meinde Nieste auf dem Areal der Gemeinde Staufenberg liegen. Dies 
führt zu Zuständigkeitsproblemen für die Gemeinden. 

 
 Für die Vollziehung der Grenzänderung ist die Umsetzung des anlie-

genden Staatsvertrages erforderlich, der gemäß Art. 103 Abs. 2 der 
Hessischen Verfassung der Zustimmung des Landtags bedarf.  

 
B. Lösung 

 Es wird eine Grenzänderung entsprechend dem anliegenden Staats-
vertrag vollzogen. Im Rahmen der Grenzänderung erhält das Land 
Hessen ca. 14,48 ha von der Gemarkung Escherode und gibt ca. 
14,48 ha von der Gemarkung Nieste an das Land Niedersachsen ab. 
Einwohner sind von dem Gebietstausch nicht betroffen. Verwaltungs-
vermögen liegt nur hinsichtlich der Gemeinde Nieste im Regelungs-
bereich des Staatsvertrages vor. Hierbei handelt es sich um Verwal-
tungsvermögen der Gemeinde Nieste, das sich auf niedersächsischem 
Gebiet befindet. Dieses Verwaltungsvermögen steht aber bereits im 
Eigentum der Gemeinde Nieste. 

 
 Die Regelungen des Staatsvertrages werden dem Landtag durch den 

beigefügten Gesetzentwurf zur Zustimmung vorgelegt. 
 
C. Befristung 

 Eine Befristung erfolgt nicht, da es sich um eine dauerhafte Gebiets-
übertragung handelt.   

 
D. Alternativen 

 Keine.  
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E. Kosten 

 Infolge des Tausches von gleich großen Flächen, die nicht bewohnt 
sind, entstehen keine weiteren Kosten für das Land Hessen. 

 
F. Auswirkungen, die Frauen anders oder in stärkerem Maße be-

treffen als Männer 

 Keine. 
 
G. Besondere Auswirkungen auf behinderte Menschen 

 Keine. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  
 

Gesetz 
zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen  
und dem Land Niedersachsen über die Änderung  

der gemeinsamen Landesgrenze 
 

Vom 
 
 

§ 1 
 
(1) Dem am 27. Oktober 2010 und am 10. November 2010 unterzeichneten 
Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen und dem Land Niedersachsen über 
die Änderung der gemeinsamen Landesgrenze wird zugestimmt. 
 
(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht.  
 

§ 2 
 
Das Gebiet, das nach Art. 1 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit der Anlage 1 
des Staatsvertrages auf das Land Hessen übergeht, wird mit dem Zeitpunkt 
dessen Inkrafttretens in die Gemeinde Nieste eingegliedert. 
 

§ 3 
 
Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Art. 5 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Gesetz- und Verordnungsblatt Teil I bekannt zu geben. 
 

§ 4 
 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung  
 
 
Zu § 1 
Die Vorschrift enthält die nach Art. 103 Abs. 2 der Verfassung des Landes 
Hessen erforderliche Zustimmung des Landtages zum Staatsvertrag zwischen 
dem Land Hessen und dem Land Niedersachsen über die Änderung der 
gemeinsamen Landesgrenze. 
 
Zu § 2 
Die Vorschrift bestimmt die kommunale Zuordnung des auf das Land Hes-
sen übergegangenen Gebietes. 
 
Zu § 3 und § 4 
Die Vorschriften regeln die Art der Bekanntgabe und das Inkrafttreten des 
Gesetzes. 
 
 
Wiesbaden, 15. Februar 2011 

Der Hessische Ministerpräsident 
Bouffier 

 
 
 
Anlage:  
Staatsvertrag mit Anlagen  
und Begründung 


















